
DIE AKTUELLEN ESRS IM ÜBERBLICK – 
ESRS 2 

Die Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) zielt darauf ab, Unternehmen 

in der EU zur Offenlegung von nichtfinanziellen Informationen zu verpflichten, um 

eine verbesserte Transparenz und Vergleichbarkeit der Nachhaltigkeitsleistung zu  

erreichen. Nachdem sich die letzte Ausgabe unseres Newsletters mit dem am 

09.06.2023 veröffentlichten Entwurf des delegierten Rechtsakts des ersten European 

Sustainability Reporting Standard (ESRS 1) befasst hat, soll diese Ausgabe detaillierte 

Einblicke in den ESRS 2 bieten.1 
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2. AUSGABE 2023

Nachhaltigkeit im Mittelstand 

RAHMENWERKE IN DER  
NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Jahrzehntelang basierte die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen auf Freiwillig-

keit. Unternehmen haben die Mehrwerte der Nachhaltigkeitsberichterstattung für sich ge-

nutzt und dadurch ihre Marktposition verbessert sowie ihr Ansehen bei Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern erhöht. Zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten (oft auch CR-, CSR-, 

Personal-, Sozial-, Umweltberichte) wurden häufig nationale oder internationale Rahmenwer-

ke genutzt. Etablierte Rahmenwerke geben Orientierung bei der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Sie geben eine bestimmte Struktur und Form und die Inhalte vor und sorgen damit 

für Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Verständlichkeit. 

12. AUSGABE 2023

1

2. AUSGABE 2023

Nachhaltigkeit im Mittelstand 

RAHMENWERKE IN DER  
NACHHALTIGKEITSBERICHTERSTATTUNG

Jahrzehntelang basierte die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen auf Freiwillig-

keit. Unternehmen haben die Mehrwerte der Nachhaltigkeitsberichterstattung für sich ge-

nutzt und dadurch ihre Marktposition verbessert sowie ihr Ansehen bei Geschäftspartnern 

und Mitarbeitern erhöht. Zur Erstellung von Nachhaltigkeitsberichten (oft auch CR-, CSR-, 

Personal-, Sozial-, Umweltberichte) wurden häufig nationale oder internationale Rahmenwer-

ke genutzt. Etablierte Rahmenwerke geben Orientierung bei der Nachhaltigkeitsberichter-

stattung. Sie geben eine bestimmte Struktur und Form und die Inhalte vor und sorgen damit 

für Vergleichbarkeit, Zuverlässigkeit und Verständlichkeit. 

 1 ��Draft Act ESRS Jun. 23 ESRS 2 Seiten 38 bis 68 
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13765-European-sustainability-reporting-standards-first-set_en



INTERNATIONAL ANERKANNT: 

DIE GLOBAL REPORTING INITIATIVE 

Die seit 1997 bestehende Global Reporting Initiative 

(GRI) ist aktuell der international anerkannteste Stan-

dard für Nachhaltigkeitsberichte. Die GRI-Standards 

repräsentieren die global beste Praxis für die öffentli-

che Berichterstattung zu verschiedenen ökonomi-

schen, ökologischen und sozialen Auswirkungen. Die 

GRI-Standards sind ein modulares System miteinander 

verbundener Standards. Es bestehen drei Serien von 

Standards, die den Berichterstattungsprozess unter-

stützen. Die GRI-Universalstandards gelten für alle Or-

ganisationen, die GRI-Branchenstandards richten sich 

an bestimmte Branchen und die GRI-Themenstandards 

enthalten Angaben zu einem bestimmten Thema. Die 

Anwendung dieser Standards zur Bestimmung der 

wesentlichen (relevanten) Themen hilft Organisatio-

nen, eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

ENTSPECHENSERKLÄRUNG DES DEUTSCHEN 

NACHHALTIGKEITS KODEX 

In Deutschland berichten derzeit auch viele Unterneh-

men in Form einer Entsprechenserklärung des Deut-

schen Nachhaltigkeits Kodex (DNK). Der DNK wurde 

2010 vom Rat für Nachhaltige Entwicklung mit Vertre-

terinnen und Vertretern der Politik, des Finanzmarkts, 

Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen in einem Dialog-Prozess entwickelt. Er wird mit 

Mitteln des Bundeskanzleramts finanziert. Es existie-

ren aktuell über 950 DNK-Anwenderunternehmen. 

Der DNK greift für einzelne Kennzahlen die Standards 

der GRI auf. 
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NON-FINANCIAL REPORTING DIRECTIVE 

MACHT NICHTFINANZIELLE ERKLÄRUNG FÜR 

BESTIMMTE UNTERNEHMEN ZUR PFLICHT 

Seit 2017 findet die sog. Non-Financial-Reporting Di-

rective (NFRD) in Deutschland Anwendung. Diese EU-

Richtlinie verpflichtet zunächst große kapitalmarktori-

entierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeiten-

den und bestimmte andere Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die Lageberichterstattung um 

eine nichtfinanzielle Erklärung zu erweitern. Die nicht-

finanzielle Erklärung muss Informationen über Um-

welt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelange, die Achtung 

der Menschenrechte sowie die Bekämpfung von Kor-

ruption und Bestechung enthalten. 

VEREINHEITLICHUNG DURCH DIE CORPORATE 

SUSTAINABILITY REPORTING DIRECTIVE 

Aufgrund mangelnder Einheitlichkeit und fehlender 

Vergleichbarkeit sowie teils fehlender Offenlegung re-

levanter Informationen veröffentlichte die Europäische 

Kommission im Zuge des Green Deals im April 2021 

ihren Vorschlag zur Corporate Sustainability Reporting 

Directive (CSRD), welche die bisherige NFRD ablöst. 

Die CSRD wurde schließlich am 16.12.2022 offiziell im 

Amtsblatt der EU veröffentlicht und ist bereits Anfang 

2023 in Kraft getreten. 

Die Richtlinie ist nun innerhalb von 18 Monaten von 

den jeweiligen Gesetzgebern in der EU in nationales 

Recht umzusetzen. U. a. das deutsche Handelsgesetz-

buch (HGB) wird bis Juli 2024 entsprechend überarbei-

tet. 

ESRS 2 – ABGRENZUNG ZU ESRS 1

Während der ESRS 1 den allgemeinen verpflichtenden 

Rahmen vorgibt, finden sich im ESRS 2 neben den all-

gemeinen Offenlegungspflichten bereits die ersten 

(vor allem qualitativen) Datenpunkte. Weiter handelt 

es sich bei ESRS 2 um den einzigen Standard, der für 

alle Unternehmen - unabhängig von den Wesentlich-

keitsanalysen - verpflichtend zu berichtende „Disclosu-

re Requirements“ enthält.

Die geforderten Angaben überschneiden sich („cross-

cutting“) inhaltlich zum Teil mit den themenspezifischen 

Standards zu Environment, Social und Governance. Sie 

sind zusammen mit dem jeweiligen Thema bereit

zustellen (Appendix C). Zudem beinhaltet der ESRS 2 

diverse Offenlegungspflichten („Disclosure Require-

ments“), die u. a. konkrete Informationen zu unter-

schiedlichen Nachhaltigkeitsthemen verlangen.

DEFINITION EINER KLAREN ZIELSETZUNG 

Sowohl die Struktur der themenspezifischen ESRS als 

auch die des ESRS 2 sieht zunächst eine klare Zielsetzung 

vor. Anders als im ESRS 2 wird in den themenspezifischen 

Standards anschließend die Interaktion mit anderen ESRS 

aufgeführt. Für beide wiederum folgen die generellen 

Berichtsanforderungen, die sog. „Disclosure Require-

ments“. Darüber hinaus enthält Anhang A des ESRS 2 die 

Anwendungsvorgaben („Application Requirements“), 

die die Offenlegungspflichten nochmals konkretisieren. 

In ESRS 2 finden sich zudem weitere Anhänge, wie  

die Berichtsanforderungen und Datenpunkte, die im 

Anhang B aufgelistet werden, die aus verpflichtenden 

EU-Vorschriften hervorgehen.

FÜNF BEREICHE DES ESRS 2

Grundsätzlich ist der ESRS 2 in fünf Bereiche unterteilt, 

die den Unternehmen eine Art Leitfaden an die Hand 

geben, wie sie den Anforderungen an die Nachhaltig-

keitsberichterstattung nachkommen können:

› �Basis der Erstellung: Die geforderten Angaben sollen 

den Adressaten der Berichterstattung ein Verständnis 

darüber vermitteln, auf welcher Basis die zu berichten-

den Informationen gesammelt und erstellt werden.

› �Offenlegung der Governance-Struktur: Im Zuge der 

allgemeinen Angabepflichten sollen die Unternehmen 

über ihre Nachhaltigkeit und Environmental, Social, 

Governance (ESG)-Themen, einschließlich der Verant-

wortlichkeiten des Managements und des Aufsichts-

rats berichten. Weiter haben sie offenzulegen, inwie- 

weit diese Themen im Anreizsystem der unterschied-

lichen Organe berücksichtigt werden. 

› �Informationen zur Strategie: Der ESRS 2 fordert eine 

Beschreibung der vom Unternehmen verfolgten Nach- 

haltigkeitsstrategie sowie Informationen zum Ge-

schäftsmodell und der Wertschöpfungskette. Weiter 

soll erläutert werden, wie die unterschiedlichen Inter-

essen der Stakeholder in Bezug auf die Strategie be-

rücksichtigt werden. Außerdem wird eine Beschrei- 

bung der Wechselwirkung zwischen der durchge-

führten Wesentlichkeitsanalyse und der Nachhaltig-

keitsstrategie des Unternehmens gefordert.



› �Auswirkungen, Risiken und Chancen: Unternehmen 

sollen den grundlegenden Prozess zur Identifikation 

und Bewertung wesentlicher Auswirkungen, Risiken 

und Chancen beschreiben. Dabei ist offenzulegen, 

inwieweit die Angabepflichten gemäß ESRS erfüllt 

werden. 

› �Mess- und Zielgrößen: Unternehmen sollen die ver-

wendeten Mess- und Zielgrößen, die zur Identifikati-

on und Messung wesentlicher Nachhaltigkeitsaspekte 

herangezogen wurden, offenlegen. So lässt sich 

nachvollziehen, ob und wie das Unternehmen die 

Wirksamkeit seiner Maßnahmen zur Bewältigung  

wesentlicher Auswirkungen, Risiken und Chancen 

nachverfolgt. Weiter lassen sich so Rückschlüsse auf 

den Gesamtfortschritt der definierten Ziele erkennen.

BERICHTSANFORDERUNGEN GELTEN  

FÜR ALLE UNTERNEHMEN 

MIT CSRD-VERPFLICHTUNG

Die im ESRS 2 enthaltenden themenübergreifenden 

Berichtsanforderungen gelten für alle Unternehmen, 

die in den Anwendungsbereich der CSRD fallen, voll-

umfänglich verpflichtend. Durch die Einhaltung der 

Offenlegungspflichten kann ein Unternehmen ent-

sprechend sicherstellen, dass die Nachhaltigkeitsinfor-

mationen transparent, aussagekräftig und letztlich 

auch vergleichbar sind und den Anforderungen der 

CSRD entsprechen. 

Die CSRD sieht sowohl eine deutliche Ausweitung des 

Kreises der berichtspflichtigen Unternehmen als auch 

eine grundlegende Überarbeitung der zu berichten-

den Inhalte in Form verpflichtender Standards (den 

„European Sustainability Reporting Standards“- ESRS) 

vor. 

CSRD FÜR GROSSE UNTERNEHMEN 

AB 2025 PFLICHT 

Für das Geschäftsjahr 2025 haben alle großen Unter-

nehmen umfangreiche Nachhaltigkeitsinformationen 

offenzulegen. In Deutschland werden mindestens Ka-

pitalgesellschafte und diesen über § 264a HGB gleich-

gestellten Personenhandelsgesellschaften berichts-

pflichtig, die als große Gesellschaften gelten. Große 

Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der 

drei folgenden Merkmale überschreiten:

› 20 Mio. Euro Bilanzsumme,

› 40 Mio. Euro Umsatzerlöse,

› im Jahresdurchschnitt mindestens 250 Arbeitneh-

mer.

KMU SPÄTESTENS AB 2028 BETROFFEN 

Im darauffolgenden Geschäftsjahr, beginnend ab dem 

01.01.2026, wird der Kreis der betroffenen Unterneh-

men auch auf kapitalmarktorientierte KMU erweitert. 

Allerdings wurde eine zweijährige Übergangsphase 

eingeräumt, so dass eine erstmalige Anwendung für 

KMU spätestens im Geschäftsjahr 2028 verpflichtend 

sein wird.
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Hinweis: Auch diejenigen Unternehmen, die sich 

bisher noch nicht mit einer Form der Nachhaltig-

keitsberichterstattung befasst haben, sollten sich 

schon jetzt mit der Thematik vertraut machen. 

Auch wenn es bis zur erstmaligen Anwendung 

noch eine gewisse Zeit dauert, sollten die zu tref-

fenden Vorbereitungen nicht unterschätzt werden.
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